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Herrn Thomas Eiskirch 
Oberbürgermeister der Stadt Bochum 
 
Herrn Frank Böttcher 
Geschäftsführer des Jobcenters Bochum 
 
 

 
 
 
 

 
 

Bochum, 12.09.2016 
 
Sehr geehrter Herr Eiskirch, 
sehr geehrter Herr Böttcher, 
 
wir, die unterzeichnenden Einzelpersonen und Gruppen, haben mit Bestürzung erfahren, 
dass zahlreiche geflüchtete Menschen, die mit uns in unserer Stadt leben, von einer Vertrei-
bung aus Bochum bedroht sind. Mehrere von ihnen haben von der Stadt Bochum Briefe er-
halten, in denen sie dazu aufgefordert werden, in kürzester Zeit die Stadt zu verlassen oder 
aber sich darauf einzustellen, dass eine solche Aufforderung demnächst erfolgen kann. Nach 
Aussage von Stadtdirektor Michael Townsend soll es sich um bis zu 1.000 Menschen han-
deln. 
 
Die Entscheidung des Verwaltungsvorstands, den Menschen, die vor dem 6. August nach 
Bochum gezogen sind, bis zum 1. Dezember keine Umzugsaufforderung zuzusenden, gibt 
den Betroffenen zumindest eine kurzfristige Entspannung. Dennoch löst sie das Problem 
nicht, im Gegenteil: Unsere neuen Mitbürger*innen müssen auf diese Weise noch viele Wo-
chen in einem unsicheren und äußerst belastenden Status verharren. Wir fordern Sie hiermit 
auf, die integrationsfeindlichen und existenzbedrohen Maßnahmen zu unterlassen und sich 
entschieden dafür einzusetzen, dass Bochum weiterhin eine freundliche und offene Will-
kommenskultur lebt. 
 
Das sogenannte „Integrationsgesetz“ ist erst vor einem Monat in Kraft getreten. Nach städti-
scher Auslegung der im Gesetz enthaltenen Wohnsitzauflage sollen die Betroffenen ihre hie-
sige Existenz aufgeben. Sie sollen an Orte zurückkehren, die sie nach ihrer positiven Asylent-
scheidung zum Teil schon vor Monaten aus eigener, bewusster Entscheidung verlassen ha-
ben. Ihr Umzug nach Bochum erfolgte in völligem Einklang mit den zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden Gesetzen. 
 
Die betroffenen Menschen haben in Bochum eine Wohnung gefunden, besuchen einen In-
tegrationskurs oder stehen hierfür auf der Warteliste, ihre Kinder besuchen hier Kindergär-



ten und Schulen. Viele haben hier Freunde gefunden und Kontakte zu anderen Bochumerin-
nen und Bochumern geknüpft. 
 
Das Jobcenter Bochum verweigert bisher einem Teil der Betroffenen die Zahlung der lebens-
notwendigen Leistungen. Den Menschen drohen nun Zwangsvollstreckungen, da sie ihre 
Miete nicht mehr zahlen können. Sie stehen vor der Gefahr ihre Krankenversicherung zu 
verlieren. Mindestens ein Fall ist inzwischen bekannt, bei dem die zuständige Krankenkasse 
ein Schreiben versandt hat, um mitzuteilen, dass der Versicherungsschutz erloschen ist. An-
statt den Menschen die ihnen zustehenden Leistungen zu zahlen, versuchte das Jobcenter 
sie dazu zu bewegen, dass sie per Unterschrift zustimmen, dass ihr Antrag an das Jobcenter 
der Stadt weitergeleitet wird, in die sie umziehen sollen. 
 
Die betroffenen Menschen sollen an Orte zurückkehren, in denen sie Ablehnung, Feindschaft 
und auch körperliche Angriffe erlebt haben – in Gegenden, in denen es nicht leicht ist, neue 
Freunde zu gewinnen. Diese Maßnahmen setzen die Betroffenen massiv unter Druck. Die 
Verweigerung von existenzsichernden Leistungen kommt einer Erpressung gleich. Ein 
Zwangsumzug bedeutet für sie eine unzumutbare Härte. 
 
Die Wohnortzuweisung ist unseres Erachtens auch mit höherrangigem Recht nicht vereinbar. 
Artikel 33 der EU-Qualifikationsrichtlinie garantiert für Flüchtlinge und subsidiär Geschützte 
das Recht auf Freizügigkeit, wie auch Artikel 26 der Genfer Flüchtlingskonvention. In Urteilen 
vom 1.3.2016 (C – 443/14, C – 44/14) hat der Europäische Gerichtshof entschieden, dass die 
Einführung einer Wohnortzuweisung aus fiskalischen Gründen weder mit der Genfer Flücht-
lingskonvention noch mit der EU-Qualifikationsrichtlinie vereinbar ist. Zudem stellte das Ge-
richt fest, dass eine Wohnortzuweisung nur dann mit integrationspolitischen Gründen zu 
rechtfertigen ist, wenn dadurch keine Ungleichbehandlung gegenüber anderen Mig-
rant*innen-Gruppen entsteht. Personen, die mit einem Visum zum Familiennachzug oder zu 
Arbeitszwecken kommen, sind bekanntlich nicht von einer Wohnortzuweisung betroffen. Es 
liegt hier also eine Ungleichbehandlung vor, die nach der EU-Qualifikationsrichtlinie aus-
drücklich nicht zulässig ist. 
 
Herr Oberbürgermeister Eiskirch, wir fordern Sie dazu auf, 
 

 die betroffenen Menschen ihr hier in unserer Stadt begonnenes Leben fortführen zu 
lassen. 

 alle rechtlichen Möglichkeiten zu nutzen und Ihre Mitarbeiter*innen anzuweisen, die 
Wohnsitzauflage auf alle in Bochum lebenden Geflüchteten nicht anzuwenden. 

 Ihr politisches Gewicht in Düsseldorf und Berlin dazu einzusetzen, dass die Wohn-
sitzauflage in NRW nicht umgesetzt wird und das Gesetz im Bundestag umgehend 
geändert wird. 

 
Herr Böttcher, als Geschäftsführer des Jobcenters fordern wir Sie auf 
 

 dafür Sorge zu tragen, dass die Zahlung der existenzsichernden Leistungen an die Be-
troffenen unverzüglich wieder aufgenommen wird, und dass die Anträge auf Leistun-
gen sofort bearbeitet und positiv entschieden werden. 

 
 
 



Erstunterzeichner*innen (Organisationen): 
 
Begegnungscafe lysA 
 
Bochumer Forum für Antirassismus und Kultur BoFo e.V. 
 
Caritasverband für Bochum und Wattenscheid e. V. 
 
Compania Bataclan 
 
DIDF Bochum 
 
DIDF Jugend Bochum 
 
DIE LINKE. Kreisverband Bochum 
 
Fraktion DIE LINKE. im Rat der Stadt Bochum 
 
Innere Mission – Diakonisches Werk Bochum e.V. 
 
Kulturzentrum Bahnhof-Langendreer 
 
Medizinische Flüchtlingshilfe Bochum e.V. 
 
Netzwerk Steinkuhl 
 
Radio El Zapote 
 
Refugee Strike Bochum 
 
Ronahi e.V. 
 
Soziale Liste Bochum 
 
terre des hommes Bochum 
 
Tierbefreier Bochum 
 
Treffpunkt Asyl Bochum 
 
VVN-BdA Bochum 
 
WorldBeatClub Tanzen und Helfen e.V. 
 
 
 
 
 
 



Erstunterzeichner*innen (Einzelpersonen): 
 
Gültaze Aksevi, Mitglied des Rates der Stadt Bochum 
Tareq Alaows, Bochum 
Majada Al-Saqaff, Bochum 
Hedwig Alplert 
Esra Canpalat, Bochum 
Conny Dialo, Bochum 
Nuria Escribano 
Ralf Feldmann, Bochum 
Dagmar Forster, Bochum 
Andrea Frochte, Bochum 
Hannah Gajsar, Bochum 
Günter Gleising, Mitglied des Rates der Stadt Bochum 
Baha Güngor, Bochum 
Miriam Händler 
Darius Happe, Bochum 
Norbert Hermann, Bochum 
Horst Hohmeier, Mitglied des Rates der Stadt Bochum 
Marianne Holtmann, Castrop Rauxel 
Carola Horn 
Hans Christoph Hudde, Bochum 
Ulrich W. Kemner, Bochum 
Michael Kemper, Stadtdechant, kath. Kirche Bochum 
Claudia Kortmann, Bochum 
Thomas Köster, Flüchtlingsbeauftragter, kath. Kirche Bochum 
Christina Kuper 
Jörg Kuper, Bochum 
Ralf-D. Lange, Mitglied des Rates der Stadt Bochum 
Kristofer Lengert, Bochum 
Claudia Marques 
Marita Müller-Bennent, Bochum 
Ulrike Nefferdorf, Bochum-Langendreer 
Michael Niggemann, Bochum 
Christiana Obermüller, Bochum 
Marc Pracht 
Amid Rabieh, Sprecher DIE LINKE. Kreisverband Bochum 
Rolf van Raden, Bochum 
Sevim Sarialtun, Mitglied des Rates der Stadt Bochum 
Carla Scheytt, Bochum 
Ingrid Schleicher, Bochum 
Regina Sidel 
Rene Schuijlenburg 
Karoline Thomas, Bochum 
Axel Weber 
Daniela Weber 
Petra Weber 


